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„Asozial“ und „gemeinschaftsfremd“
Wohnungslose in der Zeit der

nationalsozialistischen Diktatur

Wolfgang Ayaß

se nicht ausreichten, richtete man zeitweise
auch spezielle Bettlerhaftlager ein. Über ein
solches Lager bei Meseritz veröffentlichte
die Tagespresse sogar Fotos unter der
Überschrift „Das erste Konzentrationsla-
ger für Bettler“. Einige Tausend der Ver-
hafteten kamen nach Verbüßen der
vergleichsweise kurzen Haftstrafe an-
schließend gemäß § 362 Strafgesetzbuch
für bis zu zwei Jahre in die bestehenden
provinziellen Arbeitshäuser wie Brauwei-
ler bei Köln oder Moringen bei Göttingen.
Diese Arbeitshäuser, die nichts anderes als
Spezialgefängnisse für Bettler und Land-
streicher waren, standen in der Weimarer
Republik oft halb leer. Nach Machtantritt
der Nationalsozialisten waren sie spätes-
tens ab Herbst 1933 durchweg überfüllt. In
Bayern wurden deshalb vorübergehend
auch Arbeitshausgefangene („Korrigen-
den“) im Konzentrationslager Dachau un-
tergebracht. Ab 1934 konnten gemäß den
neu geschaffenen „Maßregeln der Siche-
rung und Besserung“ alle wiederholt in ein
Arbeitshaus eingewiesenen Menschen
unbefristet („solange es der Zweck erfor-
dert“), also unter Umständen lebensläng-
lich, in den Arbeitshäusern gefangen ge-
halten werden.
Das Schicksal des Wandermusikers Ernst
Rutzen ist hierfür typisch. Er hatte im Juni
1940 zusammen mit einem Weggefährten
in Hanau vor Gericht gestanden. Aus dem
Urteil des Amtsgerichts Hanau: „Die An-
geklagten befinden sich seit Jahren auf
Wanderschaft; sie arbeiten nur gelegent-
lich, im Übrigen ziehen sie von Ort zu Ort.
Arbeitsbücher besitzen sie nicht: beide
betteln. Der Angeklagte Rutzen spielt
Mundharmonika und andere Instrumente.
Er spielt und singt gewerbsmäßig auf öf-
fentlichen Straßen; von Kunst kann dabei
keine Rede sein; die vorgängige Erlaubnis
der Ortspolizeibehörde holt er nicht ein. [...]
Es wird somit festgestellt, dass die Ange-
klagten fortwährend handelnd als Land-
streicher umhergezogen sind und dass R.
außerdem gewerbsmäßig Musikaufführun-
gen auf öffentlichen Straßen, ohne dass

ein höheres Interesse der Kunst dabei ob-
waltete, ohne Erlaubnis der Ortspolizeibe-
hörde dargeboten hat.“1 Das Urteil (sechs
Wochen Haft und anschließende Arbeits-
hausunterbringung) bedeutete für die
beiden 59-jährigen Wohnungslosen le-
benslängliche Internierung. Ernst Rutzen,
der Wandermusiker, starb 1943 im Arbeits-
haus Breitenau bei Kassel, auch sein Ge-
fährte wäre, hätten ihn nicht 1945 die US-
Truppen befreit, vermutlich lebenslänglich
hinter Gitter geblieben. Ernst Rutzen hatte
ursprünglich Bäcker gelernt, verdiente aber
seinen Lebensunterhalt schon seit vielen
Jahren als Bettler und Wandermusiker. We-
gen Bettelei, Landstreicherei und „grobem
Unfug“ war er insgesamt 23 Mal gericht-
lich bestraft worden. Auch im Arbeitshaus
Breitenau war er bereits einmal zwölf Mo-
nate lang inhaftiert gewesen, weil ihn im
Herbst 1934 das Amtsgericht Kassel in die-
se Anstalt eingewiesen hatte. Da dies sei-
ne erste Arbeitshausunterbringung war,
kam Ernst Rutzen damals nach einem Jahr
wieder frei, weil, wie die Arbeitshausdirek-
tion feststellte, „Führung und Fleiß“ zu kei-
nen Klagen Anlass gaben. Bei seiner zwei-
ten Unterbringung ab 1940 konnte er mit
solcher Nachsicht nicht mehr rechnen. Zu
diesem Zeitpunkt hatten die Nationalsozi-
alisten Bettlern und Wandermusikern
längst jede Existenzberechtigung abge-
sprochen. Als im Jahr 1942 nach zwei Jah-
ren der erste Haftprüfungstermin anstand,
schrieb der Anstaltsdirektor an den Gene-
ralstaatsanwalt in Kassel: Ernst Rutzen sei,
„wie aus seinem Vorstrafenregister ersicht-
lich, ein typischer Bettler und Landstrei-
cher. Der Zweck der jetzigen Unterbrin-
gung ist bei ihm viel zu kurz, als dass schon
damit gerechnet werden könnte, dass der
Zweck der Unterbringung erreicht sein
könnte.“ Ein halbes Jahr später starb Ernst
Rutzen im Alter von 62 Jahren in der An-
stalt. Der „Zweck der Unterbringung“ war
jetzt erreicht. Außer seiner wohnungslo-
sen Lebensform hatte man ihm nichts vor-
geworfen.

Im Sommer 1938 verdoppelten sich in den
Konzentrationslagern die Häftlingszahlen
durch die Einlieferung einer in den Lagern
bis dahin weitgehend unbekannten Häft-
lingsgruppe. Die über zehntausend als
„asozial“ bezeichneten Männer waren im
April 1938 durch die Gestapo, insbe-
sondere jedoch im Juni 1938 durch die ge-
wöhnliche Kriminalpolizei verhaftet wor-
den. Es waren hauptsächlich Bettler, Land-
streicher und mittellose Alkoholkranke, in
geringerer Zahl auch Zuhälter und Perso-
nen, die mit Unterhaltszahlungen im Rück-
stand waren (sog. „säumige Nähr-
pflichtige“). Unter den Eingelieferten wa-
ren außerdem viele Roma und Sinti („Zi-
geuner“). Es handelte sich also um sehr
unterschiedliche Menschen, die man un-
ter dem Sammelbegriff „asozial“ in die Kon-
zentrationslager verschleppte. Gemeinsam
war ihnen allenfalls, dass ihre Verfolger sie
als arbeitsscheu ansahen. Im öffentlichen
Bewusstsein waren die „Asozialen“ ge-
wissermaßen der harte Kern der Fürsorge-
empfänger. Tatsächlich dürfte die Mehrzahl
der als „asozial“ Inhaftierten zuvor Be-
kanntschaft mit Fürsorgeinstitutionen ge-
macht haben, auf deren unmittelbare Initi-
ative die Verhaftungen häufig zurückgin-
gen. Vorübergehend bildeten die „Asozia-
len“ in den bestehenden Lagern die mit
weitem Abstand größte Häftlingsgruppe.
Gegen Bettler und Landstreicher (die
damals gewöhnlich „Wanderer“ genannt
wurden) hatte das Reichspropagandami-
nisterium bereits im September 1933 eine
spektakuläre einwöchige Razzia in Szene
gesetzt über die die Tagespresse ausführ-
lich berichtete. Die von SA und SS unter-
stützte Polizei durchkämmte dabei Nacht-
asyle, Herbergen, bekannte Treffpunkte
und verhaftete insgesamt Zehntausende
Wohnungslose. Größtenteils wurden die
Verhafteten aufgrund der seit 1871 gelten-
den strafrechtlichen Bestimmungen gemäß
§ 361 Strafgesetzbuch wegen Bettelei bzw.
Landstreicherei mit Haft bis zu sechs Wo-
chen bestraft (und danach wieder freige-
lassen). Weil die bestehenden Gefängnis-
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Als „asozial“ einschätzte Menschen wur-
den ab 1934 in großer Zahl zwangssterili-
siert. Die Leiter von Fürsorgeeinrichtun-
gen waren angehalten, verdächtige „Erb-
kranke“ zu melden. Nach dem Wortlaut des
„Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nach-
wuchses“ waren weder abweichendes Ver-
halten wie Landstreicherei noch Vorstra-
fen wegen solcher Delikte unmittelbar be-
nennbare Sterilisationsdiagnosen. Insbe-
sondere mittels der Diagnose „Schwach-
sinn“ bzw. „moralischer Schwachsinn“ war
es jedoch ohne besondere Schwierigkei-
ten möglich, „Asoziale“ zu sterilisieren.
Sofern die Forschung über die Zwangs-
sterilisationspraxis auch personenbezoge-

ne Fallakten ausgewertet hat, konnte zwei-
felsfrei nachgewiesen werden, dass sich
hinter pseudomedizinischen Schwach-
sinns-Diagnosen häufig reine soziale Be-
urteilung verbarg. Wörtlich hörte sich das
beispielsweise in einem Zwangssterilisati-
onsbeschluss des Erbgesundheitsgerichts
Kassel aus dem Jahr 1938 so an: „Seit zehn
Jahren treibt er sich als Landstreicher ohne
feste Arbeit und ohne Heim in aller Welt
herum. Dieses Wandern von Ort zu Ort
ohne Sinn und Ziel ist ein deutliches An-
zeichen seiner primitiven Geistesverfas-
sung.“2

In den Entwürfen für ein besonderes „Ge-
meinschaftsfremdengesetz“ war die Zwangs-

sterilisation von „Asozialen“ grundsätzlich
vorgesehen. Dieses Gemeinschaftsfrem-
dengesetz sollte die faktisch längst durch-
geführte Entrechtung von sozialen Außen-
seitern wie Bettlern und Landstreichern um-
fassend festschreiben. Entwürfe dieses Ge-
setzes waren ab 1939 im Reichskriminalpo-
lizeiamt ausgearbeitet worden. Trotz inten-
siver Vorarbeiten kam das Gesetz jedoch
nicht mehr zustande.
Nach den großen Bettlerrazzien vom Sep-
tember 1933 war die wohnungslose Le-
bensform nur noch in Form des „geordne-
ten Wanderns“ geduldet. Die von der
Wandererfürsorge schon seit Jahrzehnten
ausgegebenen Wanderbücher wurden

Heinrich Himmler persönlich ordnet die Verhaftung von Wohnungslosen an
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immer mehr zum Pflichtausweis für Woh-
nungslose. Wer sich von vorgeschriebe-
nen „Wanderstraßen“ entfernte bzw. die
Einrichtungen der Wandererfürsorge ganz
mied, wurde als „ungeordneter Wanderer“
angesehen und als Landstreicher verhaf-
tet. Besonders rigoros setzte dies der „Bay-
erische Landesverband für Wanderdienst“
um, ein regionales, ns-spezifisches Sonder-
modell, den ein SA-Obersturmbannführer
aufbaute. Herzstück dieser Organisation
war der „Zentralwanderhof“ Herzogsäg-
mühle, eine beschlagnahmte Einrichtung
der Wandererfürsorge.3

Letztlich verlor jedoch die besondere Wan-
dererfürsorge in ihren verschiedenen Vari-
anten an Bedeutung, denn ab 1938 wur-
den Wohnungslose in großer Zahl in die
Konzentrationslager verschleppt. Im Som-
mer 1938 verhafteten die Gestapo und die
Kriminalpolizei bei zwei Verhaftungswellen,
die heute als „Aktion Arbeitsscheu Reich“
bezeichnet werden, unter anderem auch
Tausende Bettler und Landstreicher. Sie
wurden im Rahmen der „vorbeugenden
Verbrechensbekämpfung“ in Vorbeu-
gungshaft genommen und als sogenannte
„Asoziale“ in Konzentrationslager einge-
wiesen. Möglich gemacht hatte dies ein
grundlegender Erlass „Vorbeugende Ver-
brechensbekämpfung“ des Reichsinnen-
ministers Wilhelm Frick vom 14. Dezember
1937.4 Kriminalpolizei, Arbeitsverwaltung
und die Fürsorge stürzten sich mit Elan auf
die neue Möglichkeit, „Asoziale“ loszuwer-
den. Die damals Wandererfürsorge genann-
te Wohnungslosenhilfe forderte bereits ab
der Julinummer 1938 des Verbandsorgans
„Der Wanderer“ (dem Vorläufer dieser Zeit-
schrift) in der dort schon länger abgedruck-
ten „Fahndungskartei für Asoziale“ nun
häufig explizit zur Verhängung von Vorbeu-
gungshaft auf. Über diese Fahndungskar-
tei hatte Pfarrer Adolf Spelmeyer, der
Schriftführer des „Wanderers“ und Ge-
schäftsführer des westfälischen Herbergs-
verbands, im August 1937 geschrieben:
„Wer in unserer Zeitschrift die Fahndungs-
kartei verfolgt und die zahlreichen Warnun-
gen vor Asozialen liest, sieht, wie dring-
lich einmal eine wirklich vollständige Aus-
räucherung der Asozialen auf der ganzen
Linie nötig wäre.“5 Ein Artikel mit dem Titel
„Kriminalpolizeiliche Vorbeugungshaft als
Mittel zur Bewahrung Asozialer“, der im
März 1939 im weit verbreiteten „Nachrich-
tendienst des Deutschen Vereins für öf-
fentliche und private Fürsorge“ erschien,
berichtete ausführlich über die neue Mög-
lichkeit zur Beseitigung unliebsamer Kli-
enten.6

Die Verhängung von Vorbeugungshaft be-
gann gewöhnlich bei der örtlichen Krimi-
nalpolizei, die ihrerseits häufig Informatio-
nen aus den Gesundheits- und Fürsorge-
ämtern erhalten hatte. Die Haftbegründung
ging dann zunächst an die übergeordne-
ten Kriminalpolizeileitstellen, deren Leiter
die Vorbeugungshaft verhängte. Von dort
ging der Vorgang an das Reichskriminal-
polizeiamt in Berlin, wo die Entscheidung
bestätigt werden musste. So ordnete die
Kriminalpolizeistelle Kassel die Verhaftung
eines 27-jährigen Bettlers mit folgender
Begründung an: „F. ist ein arbeitsscheuer
Mensch. Er zieht planlos im Land umher
und lebt vom Betteln. Einer geregelten Ar-
beit ist er bisher noch nie nachgegangen.
Die Allgemeinheit muss vor ihm geschützt
werden.“7 Der Bettler kam 1941 im Konzen-
trationslager Gusen um.
Direkt aus einer Fürsorgeeinrichtung wur-
de im Sommer 1938 ein 38-jähriger Woh-
nungsloser verhaftet und bis April 1939 in
Vorbeugungshaft gehalten: „M. hat aus-
weislich seines Arbeitsbuchs seit zwei Jah-
ren keine Arbeit mehr gehabt. Er wurde hier
bei der Überholung der Herberge ‘zur Hei-
mat’ festgenommen, da er erwerbslos ist
und von Ort zu Ort zieht.“8 Derselbe Mann
war bereits im September 1933 bei den er-
wähnten großen Bettlerrazzien verhaftet
worden. Damals war er noch mit einer Wo-
che Haft davongekommen.
Ebenfalls im Rahmen der „Aktion Arbeits-
scheu Reich“ verhaftete die Kriminalpoli-
zei 1938 einen ehemaligen, seit 1925 invali-
den Bergmann, der Vater von sieben Kin-
dern war. Der Mann war während der Welt-
wirtschaftskrise insgesamt achtmal wegen
Bettelei verurteilt worden, andere Delikte
hatte man ihm nie vorgeworfen. Die Krimi-
nalpolizei Duisburg schrieb: „K. ist ein aso-
zialer und arbeitsscheuer Mensch, der es
bisher immer und immer wieder verstanden
hat, ohne Arbeit sein Leben zu fristen. Er
zieht bettelnd durch den hiesigen Indus-
triebezirk und scheut sich, einer geregel-
ten Arbeit nachzugehen. [...] Durch sein
ruheloses Wanderleben und sein fortge-
setztes Betteln wurde K. allmählich zu ei-
ner Landplage. Er ging auf seine Art und
Weise so raffiniert vor, dass er stets den
Ort seiner asozialen Betätigung wechsel-
te, um dann nach längerer Zeit in densel-
ben wieder zurückzukehren. Hierdurch ge-
lang es ihm stets, den unbekannten armen
Mann zu spielen, der unverschuldet in Not
geraten war.“ Die Begründung der Vorbeu-
gungshaft lautete dann: „K. ist mehrmals
wegen Bettelns vorbestraft. Nach seinen
Angaben ist er früher im Bergbau tätig ge-
wesen und 1925 als Invalide ausgeschie-

den. Ermahnungen und Verwarnungen ha-
ben bei ihm nie etwas genutzt. Immer und
immer wieder ist er strafrückfällig gewor-
den. Nach hiesiger Ansicht wird er auch in
Zukunft das Betteln nicht lassen.“9 Der
invalide Bergmann starb im Februar 1940
54-jährig im Konzentrationslager Sachsen-
hausen.
Bereits wenige Wochen nach den Massen-
verhaftungen vom Sommer 1938 waren
Meldungen zum Verhängen von Vorbeu-
gungshaft gegen „Asoziale“ in das nor-
male, routinemäßige Verwaltungshandeln
vieler Kommunen integriert. Wohlfahrtsbe-
hörden drängten die Kriminalpolizeibehör-
den geradezu zur KZ-Verbringung von
„Asozialen“. Karl Mailänder, Leiter des
württembergischen Landesfürsorgever-
bands und ein wichtiger Funktionär der
Wandererfürsorge, forderte im September
1938 das württembergische Innenministe-
rium nachdrücklich auf, dafür zu sorgen,
dass Landräte und sonstige Polizeibehör-
den „die Verbringung asozialer Wanderer
in ein Arbeits- oder Konzentrationslager
in allen geeigneten Fällen“ beantragen.10

Die Beseitigung von missliebigen Klien-
ten wurde bald mit Formularen ohne be-
sondere Geheimhaltung oder Unrechtsbe-
wusstsein durchgeführt. In Verwaltungs-
richtlinien von Stadtverwaltungen er-
scheint „Vorbeugungshaft“ als eine weite-
re Unterbringungsart neben den altherge-
brachten Möglichkeiten (wie zum Beispiel
Arbeitshausunterbringung oder Entmün-
digung). Der enorme Abschreckungseffekt,
die einfache, schnelle Durchführung und
nicht zuletzt die – im Vergleich zur Arbeits-
hauseinweisung – Kostenfreiheit der KZ-
Unterbringung faszinierte beteiligte Kom-
munalbeamte.
So meldete der Dezernent des Frankfurter
Fürsorgeamts am 8. November 1938 seinem
Oberbürgermeister: „Die Unterbringung
Arbeitsscheuer in das Arbeitshaus hat sich
ausgezeichnet bewährt. Es sind [seit März
1937] insgesamt 46 Männer und 12 Frauen
auf Beschluss des Herrn Regierungspräsi-
denten in das Arbeitshaus zu Breitenau
eingeliefert worden. In einer großen An-
zahl von Fällen haben wir nach der Entlas-
sung eine Besserung des Arbeitswillens
feststellen können. Freilich hat hierzu auch
die ausgezeichnete Arbeitseinsatzlage bei-
getragen, die jeden arbeitsfähigen Volks-
genossen von der Straße geholt hat. Im
Übrigen sind die Maßnahmen gegen Ar-
beitsscheue noch besonders wertvoll er-
gänzt worden durch den Geheimerlass des
Reichsinnenministers, nach dem Asoziale
in Vorbeugungshaft untergebracht werden
konnten. Wir haben alsbald nach dem Er-
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scheinen dieses Erlasses in engster Ver-
bindung mit der Geheimen Staatspolizei
und der Kriminalpolizei über 150 Asoziale
(Arbeitsscheue, Trunksüchtige, Bettler,
Obdachlose, Landstreicher usw.) in Vor-
beugungshaft einliefern können. Die ab-
schreckende Wirkung dieser Maßnahme
war noch erheblicher, da hierbei schlagar-
tig zugegriffen wurde. Geldlich gesehen,
hat dieser Erlass auch eine wesentliche
Entlastung des Fürsorgehaushalts zur Fol-
ge, da für die Vorbeugungshaft ein städti-
scher Pflegegeldzuschuss
nicht gefordert wird, wie
dies bei der Durchführung
des Arbeitshausverfah-
rens gesetzlich vorge-
schrieben ist.“11

Nach der großen „Aktion
Arbeitsscheu Reich“ vom
Sommer 1938 kam es zu
keinen weiteren reichswei-
ten Razzien gegen „Asozi-
ale“ mehr. Nichtsdestotrotz
lieferte die Kriminalpolizei
im gewöhnlichen Ge-
schäftsgang weiterhin
Männer und zunehmend
auch Frauen als „Asozia-
le“ in die Konzentrations-
lager ein. Die ab Sommer
1938 praktizierte KZ-
Verbringung bedeutete für
viele, wenn nicht sogar die
Mehrzahl der Inhaftierten
den Tod.
Wie viele Bettler und
Landstreicher – ab 1938
nannte man sie auch
„Nichtsesshafte“ – in
Konzentrationslager ver-
schleppt wurden, wird
sich wohl nicht mehr
genau feststellen lassen.
Nach vorsichtigen Schät-
zungen dürften es über
zehntausend Personen ge-
wesen sein. Wiedergutma-
chung haben sie, falls sie
überhaupt überlebten,
nicht erhalten. Häftlinge
aus der Kategorie der
„Asozialen“ blieben in
Ost- und Westdeutsch-
land von Entschädigungszahlungen aus-
geschlossen. Wer als sogenannter „Aso-
zialer“ in ein KZ kam, konnte grundsätz-
lich keine Entschädigung im Rahmen der
Wiedergutmachung erhalten. Erst in den
letzten Jahren ist dies in einigen Bundes-
ländern über Härtefallregelungen möglich.
Der Einfluss der mit schwarzen Winkeln

gekennzeichneten „Asozialen“ auf das
Lagerleben blieb gering, Funktionsposten
erhielten sie nur in Einzelfällen. Die „Aso-
zialen“ konnten weder auf Unterstützung
anderer Häftlingsgruppen rechnen, noch
schützende Organisationsformen unterei-
nander entwickeln. Die Erinnerungen von
Mithäftlingen an die „asozialen“ Häftlinge
sind häufig negativ. Insbesondere politi-
sche Häftlinge erlebten die Einlieferungen
von Bettlern und Landstreichern als takti-
schen Schachzug ihrer Peiniger zu

Diskreditierung der politischen Häftlinge.
Positive oder differenzierende Einschätzun-
gen sind eher selten. Insgesamt reprodu-
zierte sich in den Lagern die vor der Ver-
haftung erlebte gesellschaftliche Isolation
und Diskriminierung der Außenseiter.
Eugen Kogon schrieb in seinem Buch „Der
SS-Staat“, die „Asozialen“ seien „vom Häft-

Der Wandermusiker Ernst Rutzen (links)

lingsstandpunkt unerwünscht“ gewesen.12

Nach der Befreiung begriffen die Organi-
sationen der politischen Häftlinge ihre
Mithäftlinge aus der Häftlingskategorie der
„Asozialen“ nicht als Leidensgenossen,
sondern als Bedrohung ihrer eigenen Be-
mühungen um Anerkennung und Entschä-
digung.
Der Kampf der Nationalsozialisten gegen
die von ihnen als „asozial“ angesehenen
Menschen war Teil der umfassenden Ras-
senpolitik des NS-Staats. Der Einzelne wur-

de nur in seinem Wert
oder Unwert für den
„Volkskörper“ betrach-
tet. „Asoziale“ und –
völlig synonym ver-
wendet – „Gemein-
schaftsfremde“ konn-
ten nicht zur „Volksge-
meinschaft“ zählen.
Man nahm ihnen die
Freiheit und letzt-
endlich die Lebensbe-
rechtigung. Im Natio-
nalsozialismus bedeu-
tete staatliches Vorge-
hen gegen „Asoziale“
nicht notdürftige Ver-
sorgung und vielleicht
auch Schikane und
Disziplinierung von –
in modernen Gesell-
schaften immer vor-
handenen – sozialen
Außenseitern. Ziel war
vielmehr die endgülti-
ge Beseitigung abwei-
chenden Verhaltens
aus der Gesellschaft.
„Asozialität“ sei ver-
erbbar und manifestie-
re sich ausschließlich
in fest umrissenen
„Erbkreisen“ soge-
nannter „asozialer Sip-
pen“, die es lediglich
aufzuspüren und „aus-
zumerzen“ gelte. Die
Vernichtung der ermit-
telten Träger „minder-
wertigen Erbguts“ war
im rassenhygieni-
schen Denken iden-

tisch mit dem endgültigen Verschwinden
des vorgeworfenen Verhaltens. An die Stel-
le der jahrhundertealten Tradition der Ver-
treibung von Bedürftigen trat Erfassung
und Vernichtung. Dies hat es gegenüber
den Wohnungslosen in dieser Brutalität
weder vorher noch nachher gegeben.


